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Entwurf eines Gesetzes über die künstliche Besamung 
von Tieren (Besamungsgesetz) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die steigenden Anforderungen an die Qualität der tierischen 
Produkte sowie an die Wirtschaftlichkeit der Betriebsweise 
zwingen dazu, die Leistungsfähigkeit der Nutztierbestände zu 
verbessern. Dabei gewinnt die künstliche Besamung zunehmend 
an Bedeutung. Um jedoch mögliche Nachteile für die Tierzucht 
auszuschließen, muß ihre zweckentsprechende Durchführung 
sichergestellt werden. 


B. Lösung 

Das Gesetz regelt die technischen Voraussetzungen sowie die 
züchterischen und hygienischen Mindestanforderungen der 
künstlichen Besamung. Es führt insbesondere eine Besamungs- 
erlaubnis sowie eine Erlaubnispflicht für das Betreiben von 
Besamungsstationen ein und stellt Ausbildungserfordernisse für 
nichttierärztliches Besamungspersonal auf. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Sdiriitiicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 

— Drucksache Vl/1616 — 


A. Bericht des Abgeordneten Helms 


1. Allgemeines 

Der am 16. Dezember 1970 eingebrachte Entwurf 
eines Gesetzes über die künstliche Besamung von 
Tieren (Besamungsgesetz) — Drucksache VI/1616 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in der 90. Sitzung 
am 20. Januar 1971 ohne Aussprache an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur 
Einzelberatung überwiesen. Der Ausschuß ließ die 
Vorlage zunächst in einer Arbeitsgruppe unter dem 
Vorsitz des Berichterstatters beraten. In seiner Sit- 
zung am 29. April 1971 hat der Ausschuß seine Be- 
ratungen abgeschlossen. 

Mit diesem Gesetzentwurf wird der zunehmenden 
Bedeutung der künstlichen Besamung von Tieren für 
die Leistungsfähigkeit der Nutztierbestände wie 
auch des Exports von Samen Rechnung getragen. Zur 
Vermeidung möglicher Nachteile für die Tierhalter 
und für die gesamte Tierzucht werden die tech- 
nischen Voraussetzungen sowie die züchterischen 
und hygienischen Mindestanforderungen der künst- 
lichen Besamung geregelt und die Ausbildungserfor- 
dernisse für die Personen aufgestellt, die die Be- 
samung durchführen. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die künst- 
liche Besamung von Tieren in einem neu zu fassen- 
den Tierzuchtgesetz hätte geregelt werden können. 
Der Ausschuß erwartet jedoch, daß die Bundesregie- 
rung nach Verabschiedung des Besamungsgesetzes 
eine Modernisierung des Tierzuchtgesetzes in An- 
griff nimmt. 

Soweit der Ausschuß die Vorschriften des Ent- 
wurfs unverändert übernommen oder sie lediglich 


redaktionell geändert hat, wird auf die Begründung 
— Drucksache VI/1616 S. 5 ff. — verwiesen. 


IL Zu den Einzelvorschriften 

Der Ausschuß hielt es für zweckmäßig, den we- 
sentlichen Inhalt der Einzelvorschriften durch Über- 
schriften zu kennzeichnen und kam im übrigen zu 
folgenden Abweichungen von der Vorlage: 

Zu § 2 {Besamungserlaubnis) 

Die Regelungen des Absatzes 1 über die Gesund- 
heits- und Zuchttauglichkeitserfordernisse von Tier 
und Samen wurden vom Ausschuß anders als im 
Regierungsentwurf in zwei Vorschriften jeweils für 
das Tier und für den Samen getrennt geregelt (Num- 
mer 2 und Nummer 2 a). Abweichend vom Entwurf 
hielt der Ausschuß bezüglich des Tieres auch eine 
drei Wochen vor Beantragung der Besamungserlaub- 
nis ausgestellte Bescheinigung eines Facharztes für 
Zuchthygiene und nicht nur eines Amtstierarztes für 
ausreichend, den krankheitsfreien Gesundheitszu- 
stand und die Zuchttauglichkeit nachzuweisen (Num- 
mer 2). Hinsichtlich des Samens hielt er jedoch eine 
Bescheinigung eines öffentlichen tierärztlichen In- 
stituts entsprechend der derzeitigen Übung für er- 
forderlich (Nummer 2 a). 

Zu § 3 (Besamungsstationen) 

Wie der Bundesrat war der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß Samendepots als Zwischenstufe zwi- 
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sehen Samenlieferanten und Empfängern die Über- 
wachung der künstlichen Besamung erschweren und 
verteuern, und er hat sich daher gegen sie ausge- 
sprochen (Absatz 1). 

Die tierärztliche Aufsicht der Besamungsstationen 
(Absatz 2) hat der Ausschuß dahin präzisiert, daß 
diese entweder durch einen Tierarzt als fachtechni- 
schen Leiter der Besamungsstation (Stationstierarzt) 
oder durch einen im Vertragsverhältnis zur Be- 
samungsstation stehenden Tierarzt, der die tierärzt- 
lich-fachtechnischen Aufgaben in diesem Betrieb 
wahrnimmt (Vertragstierarzt), gewährleistet sein 
muß. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat hat sich 
der Ausschuß dessen Stellungnahme hinsichtlich der 
Einfügung von Vorschriften über die Überwachung 
der Besamungsstationen (Absätze 5 bis 7) ange- 
schlossen. 

Zu § 4 (Lieferung und Verwendung von Samen) 

Auch hier ist der Ausschuß mit dem Bundes rat der 
Auffassung, daß in Anbetracht der zunehmenden Be- 
standsgrößen in spezialisierten Betrieben auch Tier- 
haltern, die die Befähigung zur instrumenteilen 
Durchführung der künstlichen Besamung in Ausbil- 
dungslehrgängen erworben haben, die Durchfüh- 
rung der Besamung im eigenen Betrieb gestattet 
sein muß und sie deshalb auch als Empfänger von 
Samen in Betracht kommen müssen. 

Zu § 5 (Besamungswart) 

Eingöhend hat sich der Ausschuß mit den nicht- 
tierärztlichen Personen befaßt, die die künstliche 
Besamung berufsmäßig durchführen. Die im Entwurf 
vorgesehene Bezeichnung „Besamungstechniker" 
konnte nicht übernommen werden, da nach den Be- 
schlüssen der Konferenz der Kultusminister der Län- 
der im Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Wirtschaft und für Arbeit und Sozialordnung die 
Berufsbezeichnung „-techniker" nur bestimmten 
förmlich festgelegten Ausbildungsgängen Vorbehal- 
ten ist, die der hier angesprochene Personenkreis 
regelmäßig nicht erfüllt. Die verschiedentlich vorge- 
schlagene international gebräuchliche Berufsbezeich- 
nung „Inseminator" vermochte der Ausschuß aus 
sprachlichen Gründen nicht zu akzeptieren, und er 
entschied sich daher für „Besamungswart", 


In der Verordnungsermächtigung in Absatz 2 er- 
achtete es der Ausschuß für selbstverständlich, daß 
die Bestimmungen über die Ausbildung der Be- 
samungswarte nur solche Ausbildungserfordernisse 
aufstellen, die zur Sicherstellung einer ordnungs- 
gemäßen Besamung erforderlich sind, so daß dies 
nicht ausdrücklich in das Gesetz aufgenömmen zu 
werden brauchte. 

Zu § 6 (Verbringen von Samen in den Geltungs- 
bereich des Gesetzes) 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat ist beim 
Import von Samen die Zuchttauglichkeit stets durch 
Bescheinigungen der zuständigen Behörde des Her- 
kunftsgebietes nachzuweisen (Absatz 2 Satz 3). 


Zu § 8 (Ausnahmen) 

Die Regelung wurde um bestimmte Zuchtmaßnah- 
men im Rahmen von Kreuzungszuchtprogrammen 
erweitert. 


Zu § 9 (Ordnungswidrigkeiten) 

Als Folge der Anfügung der Absätze 5 und 6 in 
§ 3 wurde in Absatz 1 Nr. 2 a aufgenommen. 


Zu § 11 (Tierzuchtgesetze) 

Durch Aufnahme eines § 8 a in das Tierzuchtgesetz 
wurden für den Bereich dieses Gesetzes die gleichen 
Ausnahmeregelungen aufgestellt wie für die künst- 
liche Besamung in § 8 des Entwurfs. 

Zu § 13 (Inkrafttreten) 

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten wurde der 
1. Mai 1972 festgesetzt (Absatz 1). Mit Inkrafttreten 
des Gesetzes tritt auch in Schleswig-Holstein eine 
die künstliche Besamung in der Haustierzucht re- 
gelnde Verordnung außer Kraft (Absatz 2 Nr. 5). 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf, wie vom Ausschuß beschlossen, an- 
zunehmen. 


Bonn, den 12. Mai 1971 


Helms 

Berichterstatter 
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B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache WI 6 I 6 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. Mai 1971 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bewerunge Helms 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 

— Drucksache VI/1616 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 


Samen von Hengsten, Bullen, Ebern, Schafböcken 
und Ziegenböcken darf zur künstlichen Besamung 
nur verwendet werden, wenn die Tiere nach tier- 
zuchtrechtlichen Vorschriften gekört sind und für 
sie eine Besamungserlaubnis nach § 2 erteilt ist. 

§ 2 


(1) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag 
eine schriftliche Besamungserlaubnis, wenn 

1. der Zuchtwert des Tieres über dem durchschnitt- 
lichen Zuchtwert vergleichbarer Tiere liegt, 

2. nach einer frühestens zwei Wochen vor der An- 
tragstellung ausgestellten amtstierärztlichen Be- 
scheinigung das Tier und der Samen 

a) frei sind von übertragbaren Krankheiten so- 
wie von Erscheinungen, die den Ausbruch 
einer derartigen Krankheit befürchten lassen, 

b) keine Erscheinungen zeigen, wonach die 
Zuchttauglichkeit beeinträchtigt ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die künstliche Besamung von Tieren 
(Besamungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Samen von Hengsten, Bullen, Ebern, Schafböcken 
und Ziegenböcken darf zur künstlichen Besamung 
nur verwendet werden, wenn die Tiere nach tier- 
zuchtrechtlichen Vorschriften gekört sind und für 
sie eine Besamungserlaubnis nach § 2 erteilt ist. 

§ 2 

Besamungserlaubnis 

(1) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag 
eine schriftliche Besamungserlaubnis, wenn 

1. unverändert 

2. nach einer frühestens drei Wochen vor der An- 
tragstellung ausgestellten Bescheinigung eines 
Amtstierarztes oder Fachtierarztes für Zucht- 
hygiene das Tier 

a) frei ist von übertragbaren Krankheiten so- 
wie von Erscheinungen, die den Ausbruch 
einer derartigen Krankheit befürchten lassen, 

b) keine Erscheinungen zeigt, wonach die Zucht- 
tauglichkeit beeinträchtigt ist, 

2a. nach einer frühestens drei Wochen vor der An- 
tragstellung ausgestellten Bescheinigung eines 
öffentlichen tierärztlichen Instituts die Untersu- 
diung der von dem Tier entnommenen Samen- 
proben und Vorhautspülproben ergeben hat, daß 
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3. lUi das Tier das Ergebnis einer Blutgruppenbe- 
stimmung vorliegt. 

(2) Die Besamungserlaubnis ist zu befristen; sie 
kann auf eine bestimmte Zahl und auf bestimmte 
Rassen der zu besamenden Tiere, auf bestimmte 
Gebiete oder in sonstiger Weise inhaltlich be- 
schränkt, unter Bedingungen erteilt und mit Auf- 
lagen verbunden werden. 

(3) Die Besamungserlaubnis erlischt nicht mit 
dem Abgang des Tieres. Sie kann auch für abgegan- 
gene oder zur Samengewinnung nicht mehr taug- 
liche Tiere erteilt werden, sofern die Voraussetzung 
nach Absatz 1 Nr. 1 gegeben ist und 

1. für das Tier im Zeitpunkt der Samengewinnung 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
gegeben waren und 

2. für den Samen im Zeitpunkt der Antragstellung 
die Voraussetzungen nach Absatjz 1 Nr. 2 gege- 
ben sind. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
soweit es zur Verbesserung der Landestierzucht 
oder zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen 
Besamung erforderlich ist, durch Rechtsverordnung 
die Maßstäbe und das Verfahren für die Beurtei- 
lung des Zuchtwertes des Tieres, insbesondere für 
die Bewertung der Leistungen der Nachkommen, zu 
regeln. Sie können diese Befugnis durch Rechtsver- 
ordnung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

(5) Die Besamungserlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn bei der Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht gegeben war. Die Besamungser- 
laubnis ist zu widerrufen, wenn eine der Vorausset- 
zungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben ist; sie 
kann widerrufen werden, wenn eine inhaltliche Be- 
schränkung nicht beachtet oder eine Auflage nicht 
erfüllt wird. 

§ 3 


(1) Wer 

1. eine Tierhaltung zur Gewinnung und Abgabe 
von Samen der in § 1 genannten Tiere zur künst- 
lichen Besamung (Besamungsstation), 

2. eine Einrichtung zum Bezug, zur Aufbereitung, 
Lagerung oder Abgabe von Samen der in § 1 
genannten Tiere ohne Tierhaltung (Samendepot) 

betreiben will, bedarf hierfür der Erlaubnis. 

(2) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag die 

Erlaubnis, wenn 

1. das für einen ordnungsgemäßen Betrieb erfor- 
derliche geeignete Personal sowie die erforder- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

a) keine übertragbaren Krankheiten und 

b) keine Beeinträchtigung der Zuchttauglichkeit 
vorliegen, 

o ^ _i i 

o. uiivciaiiuciL 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


1. für das Tier im Zeitpunkt der Samengewinnung 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
gegeben waren oder eine anderweitige Besa- 
mungserlaubnis vorlag und 

2. für den Samen im Zeitpunkt der Antragstellung 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 a gege- 
ben sind. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 3 

Besamungsstationen 

(1) Wer eine Tierhaltung zur Gewinnung, Be- 
handlung und Abgabe von Samen der in § 1 genann- 
ten Tiere zur künstlichen Besamung (Besamungs- 
station) betreiben will, bedarf hierfür der Erlaubnis. 


(2) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag die 
Erlaubnis, wenn 

1. unverändert 
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liehen geeigneten Räume, Einrichtungen und Ge- 
räte vorhanden sind, 

2. eine tierärztliche Aufsicht gewährleistet ist, 


3. die Einhaltung der notwendigen seuchenhygieni- 
schen Anforderungen sichergestellt ist und 

4. die personellen und technischen Voraussetzun- 
gen für einwandfreie züchterische Aufzeichnun- 
gen gegeben sind. 

Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Tierhaltungen, 

1. in denen Samen gewonnen und ausschließlich 
zur Besamung eigener Tiere verwendet wird, 

2. in denen im Rahmen staatlich beaufsichtigter 
Eigenleistungsprüfungen oder Nachkommen- 
schaftsprüfungen Samen gewonnen und an Be- 
samungsstationen oder Samendepots geliefert 
wird. 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den 
Voraussetzungen nach Absatz 2 zulassen, soweit 
eine ordnungsgemäße Besamung gewährleistet ist. 

(4) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht mehr ge- 
geben ist und dem Mangel nicht innerhalb einer von 
der zuständigen Behörde gesetzten Frist abgeholfen 
wird. Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 

1. eine Auflage nicht erfüllt wird, 

2. die Besamungsstation, das Samendepot oder die 
Tierhaltung nach Absatz 3 nicht die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße Besamung bietet oder 

3. den Vorschriften dieses Gesetzes wiederholt 
oder grob zuwidergehandelt worden ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


2. ein Tierarzt den Betrieb tierärztlich-fachtechnisch 
leitet (Stationstierarzt) oder die Wahrnehmung 
der tierärztlich-fachtechnischen Aufgaben durch 
einen im Vertrags Verhältnis zur Besamungssta- 
tion stehenden Tierarzt (Vertragstierarzt) ge- 
währleistet ist, 

3. unverändert 

4. unverändert 


Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Tierhaltungen, 

1. unverändert 

2. in denen im Rahmen staatlich beaufsichtigter 
Eigenleistungsprüfungen oder Nachkommen- 
schaftsprüfungen Samen gewonnen und an Be- 
samungsstationen geliefert wird. 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den 
Voraussetzungen nach Absatz 2 zulassen, soweit 
eine ordnungsgemäße Besamung gewährleistet ist. 

(4) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn eine 
der Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht mehr ge- 
geben ist und dem Mangel nicht innerhalb einer von 
der zuständigen Behörde gesetzten Frist abgeholfen 
wird. Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 

1. unverändert 

2. die Besamungsstation oder die Tierhaltung nach 
Absatz 3 nicht die Gewähr für eine ordnungs- 
gemäße Besamung bietet oder 

3. den Vorschriften dieses Gesetzes oder einer auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nung wiederholt oder grob zuwidergehandelt 
worden ist. 

(5) Die Besamungsstationen werden in züchte- 
rischer und veterinärhygienischer Hinsicht von der 
zuständigen Behörde überwacht. Die zuständigen Be- 
hörden können zur Durchführung der ihnen durch 
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes über- 
tragenen Aufgaben von den Besamungsstationen, 
sonstigen Tierhaltungen und Züchtervereinigungen 
die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(6) Die von der zuständigen Behörde mit der Ein- 
holung von Auskünften beauftragten Personen sind 
im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke und 
Betriebsräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
dort Besichtigungen und Untersuchungen vorzuneh- 
men, die der künstlichen Besamung dienenden 
Unterlagen und, soweit es zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich ist, auch geschäftliche Unter- 
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§ 4 

(1) Besamungsstationen und Samendepots dür- 
fen mit Samen nur beliefern: 

1. Tierhaltungen, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und anerkannte Züchtervereinigungen; 

2. Besamungsstationen und Samendepots. 

Samen, der für Tierhaltungen, Gemeinden, Gemein- 
deverbände oder anerkannte Züchtervereinigungen 
bestimmt ist, darf nur an Tierärzte oder Besamungs- 
techniker ausgeliefert werden. Diese dürfen den 
Samen nur im Auftrag der Besamungsstation oder 
des Samendepots zur künstlichen Besamung in Tier- 
beständen der in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Empfän- 
ger verwenden. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für das Verbringen von 
Samen in Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes. 

(3) Wer eine Besamungsstation oder ein Samen- 
depot betreibt, hat über Gewinnung, Aufbereitung, 
Überprüfung während der Aufbewahrung, Abgabe 
und Verwendung des Samens Aufzeichnungen zu 
machen. Dies gilt entsprechend für denjenigen, 

1. der eine Tierhaltung nach § 3 Abs. 3 betreibt, 

2. dem als Tierarzt oder Besamungstechniker von 
einer Besamungsstation oder einem Samendepot 
Samen ausgeliefert wird. 

Die Aufzeichnungen sind der zuständigen Behörde 
auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über die An- 
forderungen, unter denen Samen nach Absatz 1 
Satz 1 geliefert werden darf, sowie über den Betrieb 
einer Besamungsstation, über Behandlung und 
Transport von Samen, über Art, Inhalt, Umfang und 
Aufbewahrung der in Absatz 3 geforderten Auf- 
zeichnungen, über Kennzeichnung der zu besamen- 
den Tiere und deren Nachkommen sowie über 
Schutzmaßnahmen gegen Samenverwechslungen zu 
erlassen, soweit dies zur Gewährleistung einer ord- 
nungsgemäßen Besamung erforderlich ist; sie kön- 
nen ferner die stichprobenweise Überprüfung der 
Abstammung der Nachzucht durch Blutgruppenbe- 
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lagen einzusehen. Der Auskunftspflichtige hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

(7) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunil auf suidie Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol- 
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 4 

Lieferung und Verwendung von Samen 

(1) Besamungsstationen dürfen mit Samen nur 
beliefern: 

1. unverändert 

2. Besamungsstationen. 

Samen, der für Tierhaltungen, Gemeinden, Gemein- 
deverbände oder anerkannte Züchtervereinigungen 
bestimmt ist, darf nur ausgeliefert werden an Tier- 
ärzte oder Besamungswarte oder an Tierhalter zur 
Besamung im eigenen Bestand, wenn der Tierhalter 
oder einer seiner Betriebsangehörigen an einem 
Kurzlehrgang mit Erfolg teilgenommen hat. Die ge- 
nannten Personen dürfen den Samen nur im Auftrag 
der Besamungsstation zur künstlichen Besamung in 
Tierbeständen der in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Emp- 
fänger verwenden. 

(2) unverändert 


(3) Wer eine Besamungsstation betreibt, hat über 
Gewinnung, Aufbereitung, Überprüfung während 
der Aufbewahrung, Abgabe und Verwendung des 
Samens Aufzeichnungen zu machen. Dies gilt ent- 
sprechend für denjenigen, 

1. unverändert 

2. dem als Tierarzt, Besamungswart oder Tierhalter 
zur Besamung im eigenen Bestand von einer Be- 
samungsstation Samen ausgeliefert wird. 

Die Aufzeichnungen sind der zuständigen Behörde 
auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen 
über 

1. die Anforderungen, unter denen Samen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 geliefert werden darf, wobei auch 
bestimmt werden kann, daß Samen nur auf 
Grund einer Mitgliedschaft oder eines Besa- 
mungsvertrages geliefert werden darf, 

2. den Betrieb einer Besamungsstation, 

3. die Behandlung und den Transport von Samen, 

4. die Art, den Inhalt, den Umfang und die Aufbe- 
wahrung der in Absatz 3 geforderten Aufzeich- 
nungen, 
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Stimmung vorschreiben. Die Landesregierungen 
können diese Befugnis durch Rechtsverordnung auf 
oberste Landesbehörden übertragen. 


§ 5 


(1) Als Besamungstechniker darf nur tätig sein, 
wer an einem Lehrgang über künstliche Besamung 
mit Erfolg teilgenommen hat. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über Ziel, Zulassungsvoraussetzungen, An- 
forderungen, Dauer und Abschluß der Lehrgänge 
zu erlassen, soweit dies zur Sicherstellung einer 
ordnungsgemäßen Besamung erforderlich ist, 

§ 6 


(1) Das Verbringen von Samen in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes und die Verwendung des 
verbrachten Samens zur künstlichen Besamung be- 
dürfen der schriftlichen Genehmigung durch die für 
den Betrieb des Antragstellers zuständige oberste 
Landesbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. das Tier, von dem Samen in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden soll, in das 
Zuchtbuch der zuständigen Züchtervereinigung 
des Herkunftsgebietes eingetragen ist, 

2. die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zustän- 
dige anerkannte Züchtervereinigung sich ver- 
pflichtet, das Tier mit seinem Abstammungs- 
und Leistungsnachweis in das von ihr geführte 
Zuchtbuch einzutragen und 

3. das Tier, von dem Samen in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden soll, die An- 
forderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buch- 
stabe b und Nr. 3, der Samen die Anforderungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt; für Samen von ab- 
gegangenen oder zur Samengewinnung nicht 
mehr tauglichen Tieren gelten die Anforderun- 
gen nach § 2 Abs. 3 Satz 2. 

Kann die Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 2 nicht 
erfüllt werden, so kann die Genehmigung bei Vor- 
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5. die Kennzeichnung der zu besamenden Tiere und 
deren Nachkommen, 

6. die Schutzmaßnahmen gegen Samenverwechslun- 
gen, 

soweit dies zur Gewährleistung einer ordnungs- 
gemäßen Besamung erforderlich ist; sie können fer- 
ner die stichprobenweise Überprüfung der Abstam- 
mung der Nachzucht durch Blutgruppenbestimmung 
vorschreiben. Die Landesregierungen können diese 
Befugnis durch Rechtsverordnung auf oberste Lan- 
desbehörden übertragen. 

§ 5 

Besamungswart 

(1) Als Besamungswart darf nur tätig sein, wer 
an einem Lehrgang über künstliche Besamung mit 
Erfolg teilgenommen hat. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschrif- 
ten Über Ziel, Zulassungsvoraussetzungen, Anforde- 
rungen, Dauer und Abschluß der Lehrgänge nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 und nach Absatz 1 zu erlassen. 

§ 6 

Verbringen von Samen in den 
Geltungsbereich des Gesetzes 

(1) unverändert 


(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3, das Tier, von dem Samen in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht werden soll, die An- 
forderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buch- 
stabe b und Nr. 3, der Samen die Anforderungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 a erfüllt; für Samen von 
abgegangenen oder zur Samengewinnung nicht 
mehr tauglichen Tieren gelten die Anforderungen 
nach § 2 Abs. 3 Satz 2, ausgenommen die Drei- 
wochenfrist des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 2 a. 

Kann die Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 2 nicht 
erfüllt werden, so kann die Genehmigung bei Vor- 
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liegen der übrigen Voraussetzungen nach Satz 1 
erteilt werden, wenn der Antragsteller ein begrün- 
detes Bedürfnis für das Verbringen oder die Ver- 
wendung des Samens nachwcist. 


(3) Die Genehmigung ist zu befristen; sie kann auf 
eine bestimmte Zahl und auf bestimmte Rassen der 
zu besamenden Tiere, auf bestimmte Gebiete oder 
in sonstiger Weise inhaltlich beschränkt, unter Be- 
dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden wer- 
den. 

§ 7 


Die Besamungserlaubnis (§ 2) sowie die Geneh- 
migung zum Verbringen und zur Verwendung von 
Samen (§ 6) gelten nur für den Zuständigkeitsbereich 
der Behörde, die die Erlaubnis oder Genehmigung 
erteilt. 

§ 8 


Für Forschungszwecke können die obersten Lan- 
desbehörden Ausnahmen von den Vorschriften die- 
ses Gesetzes für wissenschaftliche Einrichtungen und 
für Betriebe, die für diese Einrichtungen Versuche 
durchführen, zulassen. Die Ausnahmegenehmigung 
kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen 
verbunden werden. 


§9 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 1 Samen eines Tieres, das nicht gekört 
worden oder für das eine Besamungserlaubnis 
nicht erteilt worden ist, zur künstlichen Be- 
samung verwendet, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 eine Besamungsstation oder 
ein Samendepot oder entgegen § 3 Abs. 3 eine 
Tierhaltung ohne Erlaubnis betreibt, 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

liegen der übrigen Voraussetzungen nach Satz 1 
erteilt werden, wenn der Antragsteller ein begrün- 
detes Bedürfnis für das Verbringen oder die Ver- 
wendung des Samens nachweist. An die Stelle der 
Bescheinigungen nach § 2 Abs. 1 Nr, 2 Buchstabe b 
und Nr. 2 a Buchstabe b treten Bescheinigungen der 
zuständigen Behörden des Herkunftgebietes. 

(3) unverändert 


§ 7 

Geltungsbereich von Verwaltungsakten 

Die Besamungserlaubnis (§ 2) sowie die Genehmi- 
gung zum Verbringen und zur Verwendung von 
Samen (§ 6) gelten nur für den Zuständigkeitsbereich 
der Behörde, die die Erlaubnis oder Genehmigung 
erteilt. 

§ 8 

Ausnahmen 

Die obersten Landesbehörden können Ausnahmen 
von den Vorschriften dieses Gesetzes zulassen, so- 
weit dies erforderlich ist 

1. für Forschungsarbeiten in wissenschaftlichen Ein- 
richtungen und in Betrieben, die für diese Ein- 
richtungen Versuche durchführen, 

2. für die Entwicklung von Zuchtlinien im Rahmen 
eines Kreuzungszuchtprogramms, 

3. für die Verwendung von männlichen Tieren aus 
Zuchtlinien eines Kreuzungszuchtprogramms, 
wenn diese Tiere geeignet sind, die Landestier- 
zucht zu verbessern. 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. unverändert 


2. entgegen § 3 Abs. 1 eine Besamungsstation oder 
entgegen § 3 Abs. 3 eine Tierhaltung ohne Er- 
laubnis betreibt, 

2 a. entgegen § 3 Abs. 5 oder 6 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht 
richtig erteilt oder den Zutritt zu Grundstücken 
oder Betriebsräumen, die Besichtigung oder Un- 
tersuchung oder die Einsichtnahme in Unterlagen, 
die der Durchführung der künstlichen Besamung 
dienen, oder in geschäftliche Unterlagen nicht 
duldet. 
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3. entgegen § 4 Abs. 1 Samen liefert, ausliefert oder 
verwendet, 

4. entgegen § 4 Abs. 3 die vorgeschriebenen Auf- 
zeichnungen unterläßt oder sie nicht der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen vorlegt, 

5. entgegen § 5 Abs. 1 als Besamungstechniker tätig 
ist, 

6. entgegen § 6 Abs. 1 ohne Genehmigung Samen in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder den verbrachten Samen verwendet, 

7. einer nach § 2 Abs. 4 oder § 4 Abs. 4 erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(3) Samen, auf den sich eine Zuwiderhandlung 
nach Absatz 1 Nr, 1, 3 oder 6 bezieht, kann eingezo- 
gen werden. 

§ 10 


Der Betrieb von Besamungsstationen und Samen- 
depots, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehen, bedarf nicht der Erlaubnis; er 
kann jedoch untersagt werden, wenn 

1. eine Voraussetzung nach § 3 Abs. 2 nicht oder 
nicht mehr gegeben ist und dem Mangel nicht in- 
nerhalb einer von der zuständigen Behörde ge- 
setzten Frist abgeholfen wird oder 

2. ein Widerrufsgrund nach § 3 Abs. 4 vorliegt. 


§ 11 


Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
tierischen Erzeugung (Tierzuchtgesetz) vom 7. Juli 
1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 181), geändert durch das Ge- 
setz vom 23. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 445), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „oder zur künst- 
lichen Besamung" gestrichen; 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 2 wird gestrichen; 
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3. unverändert 

4. unverändert 

5. entgegen § 5 Abs. 1 als Besamungswarl tätig ist, 

6. unverändert 

7. einer nach § 4 Abs. 4 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§ 10 

Regelung für bereits bestehende 
Besamungsstationen 

Der Betrieb von Besamungsstationen, die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen, 
bedarf nicht der Erlaubnis; er kann jedoch untersagt 
werden, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 

§ 11 

Änderung des Tierzuchtgesetzes 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
tierischen Erzeugung (Tierzuchtgesetz) vom 7. Juli 
1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes S. 181), geändert durch das Ge- 
setz vom 23. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 445), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie können als Sammelkörungen oder Einzel- 
körungen durchgeführt werden." 
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b) der Punkt nach Satz 3 wird gestrichen und es 
werden die Worte „und für die im Zeitpunkt 
der Hauptkörung keine gültige Deckerlaubnis 
oder Besamungserlaubnis vorliegt" angefügt. 

3. Hinter § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

„§ 8 a 

Für Forschungszwecke können die obersten 
Landesbehörden Ausnahmen von den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes für wissenschaftliche Einrich- 
tungen und für Betriebe, die für diese Einrich- 
tungen Versuche durchführen, zulassen. Die Aus- 
nahmegenehmigung kann unter Bedingungen er- 
teilt und mit Auflagen verbunden werden.“ 


4. In § 9 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„oder zur künstlichen Besamung" sowie die 
Worte „oder bei einem weiblichen Tier eine 
künstliche Besamung durchführen" gestrichen. 


§ 12 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 13 


(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Ermäch- 
tigungen in § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2 

am ") in Kraft. Die in Satz 1 be- 

zeichneten Ermächtigungen treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens des Gesetzes 
treten außer Kraft: 

Niedersachsen 

1. das Gesetz über die künstliche Besamung in der 
Tierzucht vom 7. Februar 1966 (Niedersächsisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 29), 

2. die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die künstliche Besamung in der Tierzucht 
vom 2. Dezember 1966 (Niedersächsisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 249), 

*) etwa ein Jahr nach Verkündung 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
b) unverändert 


3. Hinter § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

„§ 8 a 

Die obersten Landesbehörden können Ausnah- 
men von den Vorschriften dieses Gesetzes zu- 
lassen, soweit dies erforderlich ist 

1. für Forschungsarbeiten in wissenschaftlichen 
Einrichtungen und in Betrieben, die für diese 
Einrichtungen Versuche durchführen, 

2. für die Entwicklung von Zuchtlinien im Rahmen 
eines Kreuzungszuchtprogramms, 

3. für die Verwendung von männlichen Tieren aus 
Zuchtlinien eines Kreuzungszuchtprogramms, 
wenn diese Tiere geeignet sind, die Landestier- 
zucht zu verbessern." 

4. unverändert 


§ 12 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten üherleitungsgesetzes. 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der Ermäch- 
tigungen in § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 2 
am 1. Mai 1972 in Kraft. Die in Satz 1 bezeichneten 
Ermächtigungen treten am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens des Gesetzes 
treten außer Kraft: 

unverändert 
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Rheinland-Pfalz unverändert 

3. die Landesverordnung über die Zuchtbenutzung 
von Pferden vom 15. Februar 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 71), 

4. die Landesverordnung über die Regelung der 
künstlichen Besamung der Haustiere vom 20. Juni 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 338), geändert 
durch die Landesverordnung vom 23. November 
1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 196). 

Schleswig-Holstein 

5. die Verordnung zur Regelung der künstlichen 
Besamung in der Haustierzucht vom 20. März 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Schles- 
wig-Holstein S. 91). 
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